
EDITORIAL

Industriepolitik – zu den Hochzeiten der 
Marktradikalen war der Begriff völlig 
verpönt. Heute ist er in aller Munde. Wer 
glaubt noch, dass sich Atomausstieg, 
Energiewende, nachhaltige Mobilität, 
um die Großprojekte der Gegenwart zu 
nennen, ohne staatliche Intervention 
werden realisieren lassen? Wer diese 
Projekte nicht vergeigen will, wird sie 
nicht unbekümmert der „unsichtbaren 
Hand des Marktes“ anvertrauen. Die 
IG Metall jedenfalls setzt auf beides: 
Markt und staatliche Politik.

Der Begriff „Industriepolitik“ bleibt in 
der öffentlichen Diskussion merkwür-
dig vage. Zu konkretisieren, was damit 
aus Sicht der Gewerkschaften zu ver-
stehen ist: Das ist die Aufgabe dieses 
Newsletters.
 
Die IG Metall hat nach dem letzten Ge-
werkschaftstag ein eigenes Ressort 
geschaffen, um sich mit Fragen der In-
dustrie-, Struktur- und Energiepolitik 
intensiv zu befassen. Wir wollen den 
industriellen Strukturwandel im Sinne 
unserer Kolleginnen und Kollegen kri-
tisch begleiten. Wir werden uns für Gute 
Arbeit und sichere Arbeitsplätze stark 
machen. Und effizient, schadstoffarm 
und ressourcenschonend produzierte 
Güter sind unser Leitbild.

An dem Umbau unserer Industrien 
führt kein Weg vorbei. Eine nachhaltige 
Modernisierung bietet enorme Chan-
cen. Aber kein Automatismus garan-
tiert, dass diese genutzt werden. Das 
neue Ressort und sein regelmäßiger 
Newsletter sind Teil unseres gewerk-
schaftlichen Programms, um uns in die 
staatliche Industriepolitik stärker ein-
zumischen und unsere Positionen nach 
außen hin zu vertreten.

Die anstehende Energiewende ist ein komplexes industrie- und klimapolitisches Vor-
haben. Sie muss ökologisch und beschäftigungspolitisch ein Erfolg werden. Tausende 
von Arbeitsplätzen in Deutschland hängen davon ab. Die IG Metall fordert daher den 
intensiven Dialog zwischen Wirtschaft, Politik und Gewerkschaften. Sie selbst will sich 
verstärkt in die Debatte einmischen, um einerseits Beschäftigung zu sichern und um an-
dererseits den wirtschaftlichen Umbau mit intelligenten, innovativen und nachhaltigen 
Konzepten voranzutreiben. Nicht nur in Berlin, auch in Europa. 
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Energie- und Industriepolitik gehören für 
die IG Metall zusammen. Die Energiewen-
de braucht die Industrie, die mit innova-
tiven Produkten und neuen Technologien 
die notwendigen Impulse für ihr Gelingen 
geben kann. Wir haben einen grundle-
genden Umbau unserer energetischen 
Basis vor uns. Diesen Umbau allein den 
Unternehmen zu überlassen, geht aus 
unserer Sicht nicht. Daher bedarf es einer 
zukunftsorientierten, aktiven und nach-
haltigen Industriepolitik – sowohl auf na-
tionaler als auch auf europäischer Ebene.
In der EU werden 2014 wichtige Rahmen-
bedingungen in der künftigen Energiepo-
litik gesetzt. Verhandelt werden zurzeit 
das Energie- und Klimapaket der EU bis 
2030, das Beihilfeverfahren von Wettbe-
werbskommissar Almunia über Indus- 
trieausnahmen im deutschen Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) und der Entwurf 
der Kommission zu Leitlinien für Beihilfen 
für Energie und Umwelt. Zu diesen Punk-
ten hat sich die IG Metall in verschiedenen 
Positionspapieren geäußert, um sie in 
die Konsultationen mit Kommissionsver-
tretern einzubringen. Ihre Ansichten hat 
sie auch bei einem „energiepolitischen 
Frühstück“ am 29. Januar 2014 in Brüssel 
gegenüber EU-Abgeordneten und dem Ka-
binettschef des EU-Kommissars für Ener-
giepolitik, Günther Oettinger, vertreten. 
Von einem Aufbruch zu einer europä-
ischen Energiewende ist im Moment  
wenig zu spüren. Aus Europa kommt kein 

Rückenwind. Deshalb hat die IG Metall 
deutlich gemacht, wie wichtig ihr auch in 
Zukunft ambitionierte Ziele auf europä- 
ischer Ebene sind. Die IG Metall sieht die 
von der EU-Kommission im Januar in ihrem 
„Weißbuch zur Klima- und Energiepolitik 
bis 2030“ vorgestellten Ziele kritisch, als 
zu wenig ambitioniert und verbindlich. Sie 
befürchtet, dass diese – wie in den ver-
gangenen Jahren – nur geringe Anreize in 
den einzelnen Mitgliedsländern auslösen 
könnten, um stärker in nachhaltige Tech-
nologien zu investieren. Aus ihrer Sicht 
reichen sie auch nicht aus, um den europä-
ischen Emissionshandel wieder funktions-
fähig zu machen, der gegenwärtig ➤
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darunter leidet, dass zu viele CO2-Zertifi-
kate auf dem Markt sind. 
Auch die Pläne von Wettbewerbskommis-
sar Almunia, gegen die Ausnahmen für 
Industrie-Unternehmen bei der Zahlung 
einer Umlage nach dem deutschen EEG 
vorzugehen, beunruhigen die IG Metall. 
Almunia sichert nicht den Wettbewerb in 
Europa, sondern schafft die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der energieintensi-
ven Industrien in Europa ab.
Auf nationaler Ebene ist die IG Metall eben-
falls aktuell dabei, ihre Positionen in die 
Reform des deutschen EEG einzubringen. 
Den bisherigen Entwurf betrachtet sie 
als richtigen Schritt, mit dem auch in den 
nächsten Jahren für stabile Rahmenbedin-
gungen gesorgt und Investitionssicherheit 
beim Ausbau der erneuerbaren Energien 

hergestellt werden kann. 
Es ist richtig, den Kosten-
anstieg bei der EEG-Um-
lage abzubremsen und 
die Förderung stärker auf 
kostengünstige Techno-
logien wie Wind-Onshore 
und Solar zu konzen-
trieren. Aber auch für 
Wind-Offshore wird eine 
verlässliche Perspektive 
aufgezeigt. Allerdings dür-
fen die vorgeschlagenen Ausbaukorridore 
und Vergütungssätze nicht zur einer Ausbau-
bremse werden. Das muss insbesondere bei 
Wind-Onshore kritisch geprüft werden. 
Die IG Metall hat auch deutlich gemacht, 
dass Ausnahmeregelungen bei der 
EEG-Umlage für die energieintensive In-
dustrie beibehalten werden müssen. 

Bisher hat die Bundesregierung mit dem 
Hinweis auf die notwendige europarechts-
konforme Überarbeitung dazu noch keinen 
Vorschlag vorgelegt.
Das macht klar, wie wichtig es für die  
IG Metall auch in Zukunft sein wird, ihre 
Positionen auf europäischer und auf natio- 
naler Ebene zu vertreten.
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Klare Strategie gefordert

➤ Fortsetzung von Seite 1 
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Die EU zieht industriepolitisch Konse-
quenzen aus der Wirtschafts- und Finanz-
krise. Diese hatte sich bekanntlich in 
den weniger industrialisierten Ländern 
stärker negativ auf Wirtschaftswachstum 
und Arbeitsplätze ausgewirkt als etwa im 
hochindustrialisierten Deutschland. Da-
her hat sich die EU-Kommission bis 2020 
vorgenommen, den Anteil der Industrie 
am europäischen Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) von 15,6 (Stand 2011) auf 20 Prozent 
zu steigern. Das dürfte ihr jedoch schwer 
fallen, denn der Industrieanteil innerhalb 
der EU ist gegenwärtig rückläufig. Er fiel 
bis Sommer 2013 auf 15,1 Prozent zurück. 
Statt in Richtung 20 Prozent zu marschie-
ren, droht Europa industriell weiter zu-
rückzufallen.
Es rächt sich, dass die Kommission allein 
auf wettbewerbsfreundliche Rahmen-
bedingungen setzt (zuletzt in der indus-
triepolitischen Mitteilung der EU-Kom-
mission „Für ein Wiedererstarken der 
europäischen Industrie“ vom 22. Januar 
2014). 

Die Re-Industrialisierung Europas gelingt 
so nicht, kritisiert die IG Metall. Aus ih-
rer Sicht mangelt es der EU-Kommission 
vor allem an einer stringenten Strategie. 
Niedrigere Steuern, der Abbau von Bü-
rokratie, noch mehr Flexibilität auf dem 
Arbeitsmarkt, noch mehr Export und eine 
neue Gründungsoffensive, wie sie die 
EU-Kommission in ihrer 
Mitteilung in Aussicht 
stellt, reichten bei wei-
tem nicht aus. Die IG 
Metall verlangt demge-
genüber direkte Impul-
se für Wachstum und  
Beschäftigung, wie sie 
die Gewerkschaften un-
ter dem Dach des DGB 
in ihrem „Europäischen 
Investitionsplan“ (siehe 
www.dgb.de → Stich-
wort: Themen – „Inter-
nationales & Europa“) 
fordern. Ihr geht es dar-
um, dass Schlüsseltech-

nologien gefördert und die Potenziale von 
Leitmärkten (Automobilindustrie, Flug-
zeugbau, Bahntechnik, Energiebranche, 
digitale Netzwerktechnik und Telekom-
munikation) erschlossen werden. Eben-
falls wichtig ist ihr, den Investitionsstau 
bei der Infrastruktur abzubauen. Zudem 
plädiert sie für eine europäische Indus- 
triepolitik, die mithilft, den nachhaltigen 
Umbau der europäischen Industrie voran-
zutreiben. Auch müsse die EU-Industriepo-
litik nationalstaatlich unterfüttert werden. 
Ziel der IG Metall ist es, industrielle ➤

Eine breite industrielle Basis ist entscheidend für Wohlstand und Arbeitsplätze. Diese 
Erkenntnis hat sich die EU-Kommission in den letzten Jahren verstärkt zu eigen gemacht. 
Sie hat verschiedene Papiere vorgelegt, wie sie die industrielle Basis revitalisieren will. 
Nur fehlen den schönen Worten auch die entsprechenden Taten.
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Als am 22. März 2013 die Geschäftsführung 
der Robert Bosch GmbH den Ausstieg aus 
der Solarsparte verkündete, war die Ver-
unsicherung am Standort Arnstadt groß. 
Kann die Produktionsstätte als Industrie-
zentrum rund ums Erfurter Kreuz überhaupt 
gehalten werden? Verliert Thüringen einen 
wichtigen Produktionsstandort der erneu-
erbaren Energien? Gelingt es, Alternativ-
konzepte zu entwickeln? 
Für die zuständige IG Metall-Verwaltungs-
stelle Erfurt war klar: Der Industrie- und So-
larstandort wird nicht kampflos aufgegeben. 
Und ihr war wichtig, die Belegschaft von Be-
ginn an aktiv in die Auseinandersetzungen 
einzubinden. Auch mussten enge Drähte 
zur Politik geknüpft werden. Der Unterneh-
mensbeauftragte des Vorstands koordinier-
te die Aktivitäten zwischen den betroffenen 
Standorten (Bosch SE Arnstadt, ALEO Solar 
und Venissieux in Frankreich). Und der KBR 
der Robert Bosch GmbH wurde einbezogen.
Für die IG Metall stand fest, dass es nicht 
nur darum gehen konnte, den Standort „um 
jeden Preis“ zu erhalten. Ihr kam es ebenso 
darauf an, die 2011 mit Bosch vereinbarten 
tarifrechtlichen Standards für die Zukunft 
abzusichern. Damals war es ihr gelungen, 
an einem großen Photovoltaik-Standort ta-
rifliche Regelungen in Form eines Haustarif-
vertrages zu vereinbaren. Ein Novum in der 
Solarbranche.

IG mETALL mAchTE DRuck
Die Verwaltungsstelle mobilisierte die Regi-
on. Mehr als 11 000 Personen unterzeichne-
ten eine „Arnstädter Erklärung“. Es fanden 
regionale Demonstrationen mit Lokal- und 
Landespolitikern statt. Und auch Verein-
barungen mit dem Thüringer Wirtschafts-
minister wurden getroffen. Dieser berief 
– unmittelbar nach Bekanntwerden der Ent-
scheidung – eine Task-Force Bosch SE ein. 
Ziel war es, sowohl Bosch in die Pflicht zu 
nehmen, als auch die Bundesregierung zum 
Handeln aufzufordern. Auch der Thüringer 
Landtag verabschiedete einen Antrag an 
die Bundesregierung und die zuständigen 
Ministerien, der ihnen eine industriepoliti-
sche Konzeption für die Solarindustrie ab-
verlangt. Eine von der IG Metall seit langem 
erhobene Forde-
rung.
Wichtiger Wende-
punkt in der Aus-
einandersetzung 
war die bundes-
weite Demonstra- 
tion am 27. Juni 
2013 auf der 
Schillerhöhe in 
Stuttgart. Vor der 
Bosch-Zentrale ka- 
men Metallerin-
nen und Metaller 

aus fast allen Bosch-Standorten zusam-
men und unterstützten den Arnstädter 
Kampf um den Erhalt der Arbeitsplätze. Die 
hier gezeigte Kampfbereitschaft brachte 
Bewegung in die Verhandlungen mit der 
Bosch-Spitze. Danach folgten langwierige 
Verhandlungen. Am 27. November 2013 
konnte den Beschäftigten endlich eine Lö-
sung präsentiert werden. 
Wichtigstes Ergebnis: Der Industriestand-
ort Arnstadt bleibt als Produktionsstätte 
für kristalline Module erhalten. Mit Wirkung 
zum 1. März 2014 wird der Standort an die 
Solarworld AG verkauft. Das Unternehmen 
produziert mit 800 von ursprünglich 1 400 
Leuten weiter. Um weitere 200 Arbeitsplät-
ze zu erhalten, siedelt Bosch ein neues Pro-
dukt in Arnstadt an. In einer Servicegesell-
schaft und weiteren Ansiedlungen sollen 
die verbleibenden Kolleginnen und Kolle-
gen neue Jobs finden.
Weiteres zentrales Ergebnis für die IG Me-
tall und die Betriebsräte: Absicherung  
der erreichten sozial- und tarifrecht- 
lichen Standards. Im Januar 2014 konnte 
der bestehende Haustarifvertrag in einen 
neuen, eigenständigen Tarifvertrag über- 
führt werden. Solarworld Indus- 
tries Thüringen GmbH und die IG Metall un-
terzeichneten ihn.

Nach dem Ausstieg von Bosch aus der Solarsparte drohte das Aus für den Photovol-
taikstandort Arnstadt. Betriebsräte und IG Metall haben inzwischen erreicht, dass der 
industrielle Standort erhalten bleibt und die Sozial- und Tarifstandards auch weiterhin 
gesichert sind.  
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Arbeitsplätze in Europa langfristig zu si-
chern und auszubauen. 
Die Zukunft Europas kann nur über hochmo-
tivierte und gut ausgebildete Beschäftigte 
gesichert werden, die Produkte mit hoher 
Qualität herstellen. In vielen Unternehmen 
gehe es heute aber nur noch um kurzfristige 
Renditeziele, kritisiert die IG Metall. Solche 
Geschäftsmodelle schwächten die Innova- 
tionskraft. Sie führten dazu, dass die Unter-

nehmen stets hinter anderen herhecheln, 
statt selbst Innovationstreiber zu sein. Die-
se Kurzsichtigkeit nehme weder die indus- 
triepolitische Mitteilung der EU noch die 
Stellungnahme des EU-Parlaments in den 
Blick.
Die IG Metall hält hier mit ihren Betriebs-
räten dagegen. Der kurzfristigen Rendite- 
orientierung setzt sie eine moderne, 
proaktive Industrie- und Unternehmens-

politik entgegen. Sie fordert von den Un-
ternehmen Investitionen an den Standor-
ten, die zu Beschäftigungsaufbau führen. 
Sie verlangt mehr gesellschaftliche Teil-
habe und betriebliche Mitbestimmung. 
Und sie setzt sich für breite Bündnisse 
aus Industrie, Gewerkschaften, Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft ein, die an 
den industriepolitischen Entscheidungen 
intensiv zu beteiligen sind. 

➤ Fortsetzung von Seite 2 
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bOsch sE ARnsTADT

Standort gesichert
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Bahnindustrie 2014
Die deutsche Bahnindustrie ist technolo-
gisch weltweit führend. Ihre Trumpfkarte: 
hoch qualifizierte Beschäftigte. Der Anteil 
an Ingenieuren und Technikern ist dem der 
Luft- und Raumfahrtindustrie vergleichbar. 
Der IG Metall kommt es darauf an, dieses 
Potential an Fachkräften weiterzuentwi-
ckeln und Beschäftigung zu sichern.
Keine Industrie ist von politischen Ent-
scheidungen so stark abhängig wie die 
Bahnindustrie. Aber die Politik stellt die 
falschen Weichen. Da ist die zu große 
Abhängigkeit von einem Kunden, der DB 
AG. Da ist der Zwist zwischen den Herstel-
lern und dem Eisenbahnbundesamt. Hier 
muss die Politik neu justieren und ihren 
Sonntagsreden vom „umweltfreundlichs-
ten Verkehrsmittel“ endlich Taten folgen 

lassen. Auf 
den ausgefah-
renen Gleisen
von Privati-
sierung und 
Börsengang 
wird es 
keine Fahrt 
in eine stö-
rungsfreie 
Zukunft 
geben. Der Bahn muss endlich ein 
prominenter Platz in der Verkehrspolitik 
eingeräumt werden. 

 Der Branchenreport Bahnindustrie 
„Mobilitätswende mit Innovationen 
und Guter Arbeit gestalten“ der IG 
Metall kann bestellt werden bei 

 sarah.menacher@igmetall.de.

Die Energiewende betrifft den Bereich 
Industriearmaturen ganz existentiell. Die 
Politik hat bisher nicht festgelegt, wel-
cher technologischen Logik der Umbau 
der Stromversorgung folgt – ob zentra-
listisch oder dezentral gesteuert.
Auf dieses 
Versäumnis 
reagieren die 
Unterneh-
men, indem 
sie sich 
aktuell mit 
Investitio-
nen zurück-
halten. 
Auch die 
Größe und 

der Produkttyp der künftig benötigten 
Ventile und Regelarmaturen sind gegen-
wärtig völlig unklar. 
Der neue „Branchenreport Industriear-
maturen“ der IG Metall fordert demge-
genüber eine verantwortungsvolle In-
dustriepolitik ein, die den Unternehmen 
Planungs- und den Arbeitnehmern/-in-
nen mehr Beschäftigungssicherheit 
gibt.

 Der „Branchenreport Industriearma-
turen“ kann über die Verwaltungsstel-
len der IG Metall kostenlos bestellt 
werden (Produkt-Nr. 8667-42329) und 
ist in einer noch einmal aktualisierten 
Version auch im Extranet verfügbar 
(Branchen → Maschinenbau → Teil-
branchen → Industriearmaturen).
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Veranstaltungen
IG Metall auf der Hannover-Messe 
Veranstaltung zur Energiewende
Mit einer Veranstaltung unter dem Titel 
„Energiewende – die Kunst des Möglichen“ 
ist die IG Metall am 9. April 2014 auf der 
Hannover-Messe vertreten. Der Nieder-
sächsische Ministerpräsident Stephan 
Weil, der Bezirksleiter der IG Metall für 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, Hart-
mut Meine, und der Vorstand der Hein-
rich-Böll-Stiftung, Ralf Fücks, referieren. 
Eine prominent besetzte Diskussions-
runde schließt sich an. Anmeldung über  
karin.boehme@igmetall.de

Fachgespräch der IG Metall
Energiewende und Reform des EEG
In einem Fachgespräch, das am 22. Mai 
2014 in Berlin stattfindet, will sich die  
IG Metall mit Fachexperten, Gewerk-
schaftsvertretern und Betriebsräten über 
die Energiewende und die EEG-Reform 
austauschen, um sich inhaltlich in die-
sem Themenfeld stärker zu positionieren. 
Zu einer abschließenden Diskussions-
runde sind Parlamentarier, unter ande-
rem die energiepolitischen Sprecher der 
Fraktionen, eingeladen. Rückfragen an  
sarah.menacher@igmetall.de

Workshop  
Transatlantisches Freihandels- 
und Investitionsschutzabkommen
Das Transatlantische Freihandels- und In-
vestitionsschutzabkommen ist Gegenstand 
des „Bochumer Workshops“ am 17./18. Juni 
2014 in Berlin. Vertreter von Wissenschaft, 
Unternehmen, Politik und Gewerkschaften 
werden ihre Bewertungen vornehmen und 
gemeinsam Handlungsoptionen erarbei-
ten. Mitveranstalter sind die Hans-Böck-
ler-Stiftung, die IG BCE und die IG Metall. 
Voranmeldungen und Rückfragen über  
sarah.menacher@igmetall.de

branchentagungen 
Auf der Branchentagung Energieanlagen- 
Kraftwerksbau vom 11. bis 12. Februar 2014 
in Frankfurt/M. stellte Wolfgang Lemb, Ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied der  
IG Metall, vor etwa 30 Betriebsräten die Po-
sitionen der Gewerkschaft zur Energiewende 
und zu den Eckpunkten der EEG-Reform vor.

Auf der Branchentagung Heizungsindus- 
trie vom 24. bis 26. Februar 2014 in Rem-

scheid trafen sich 25 Betriebsräte der Hei-
zungsindustrie. Die umweltschonende 
Weiterentwicklung der Produkte und die 
wirtschaftliche Situation der Branche stan-
den im Mittelpunkt der Tagung. Es referierte 
der Hauptgeschäftsführer des Bundesver-
bands Deutschland Haus-, Energie- und 
Umwelttechnik.

Weitere Termine: 
Weiße Ware am 6. bis 8. Mai 2014
Industriearmaturen am 17./18. Juni 2014

branchenreports der IG metall

Industriearmaturen
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